
Seit dem Vertrag von Amsterdam,
der am 1. Mai 1999 in Kraft ge-
treten ist, verständigt sich die EU

auf ein jeweils fünfjähriges Arbeitspro-
gramm für den Bereich Justiz und In-
neres. In der Folge wurden zwei Ar-
beitsprogramme angenommen, in de-
nen Ziele und Maßnahmen in den Be-
reichen Freiheit, Sicherheit und Recht
definiert wurden. 

Das erste Arbeitsprogramm war das
Programm von Tampere und galt für
die Jahre 2000 bis 2004. Abgelöst wur-
de es vom Haager Programm, das für
die Jahre 2005 bis 2009 galt. Nach des-
sen Auslaufen wurde nun das „Stock-
holm Programm“ im Laufe des letzten
Jahres verhandelt und im Dezember
2009 zum Abschluss gebracht. 

Das Stockholm Programm knüpft an
die Arbeiten des Haager Programms
an, das im Bereich der Justiz- und In-
nenpolitik auf EU-Ebene bereits eini-
ges erreicht hat. So wurden etwa zahl-
reiche Kontrollen an den Binnenaußen-
grenzen aufgehoben und der Grenz-
schutz an den Außengrenzen der EU
wurde einheitlicher gestaltet. Die exter-
ne Dimension der Migrationspolitik
konzentrierte sich auf den Dialog und

die Partnerschaft mit Drittstaaten;
wichtige Maßnahmen wurden zur
Schaffung eines europäischen Asylsys-
tems getroffen. Auch die europäischen
Agenturen Frontex, Europol und Euro-
just gewannen verstärkt an Bedeutung.
Das Stockholm Programm stellt sich
auch den neuen Herausforderungen,
die sich nicht zuletzt auch durch das
In-Kraft-Treten des Vertrags von Liss-
abon stellen und denen in Zukunft ver-
stärkt begegnet werden soll. 

In den kommenden Jahren wird es
nicht nur nötig sein, die Bedürfnisse der
Bürger in den Mittelpunkt zu rücken; es
wird erforderlich sein darauf Bedacht
zu nehmen, dass die Grundfreiheiten
und die Integrität des Einzelnen ge-
wahrt werden und es muss auch die Si-
cherheit in Europa gefördert werden.
Das neue Arbeitsprogramm für den Be-
reich Justiz und Inneres bestimmt die
gemeinsamen Prioritäten und Ziele für
die künftige Entwicklung der EU als
Raum der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts und legt fest, mit welchen
Mitteln diese am Besten erreicht wer-
den können. In den Verhandlungen
zum Stockholm Programm arbeiteten
die 27 EU-Mitgliedstaaten verschiede-

ne Schwerpunkte in den Bereichen
Freiheit, Sicherheit  und Recht heraus
und einigten sich auf sechs große Be-
reiche für die kommenden fünf Jahre.  

1. Förderung der Unionsbürger-
schaft und der Grundrechte: Breit ge-
fächert sind die Prioritäten im Bereich
der Grund- und Freiheitsrechte. Neben
der Weiterentwicklung der Rechte der
Kinder werden die Rechte des Einzel-
nen im Strafverfahren, die Rechte der
Opfer sowie der Bürger in der Informa-
tionsgesellschaft in den Vordergrund
gestellt. 

Als besonders bedeutend wird das
Recht auf Freizügigkeit und dessen un-
eingeschränkte Ausübung eingestuft.
In den kommenden fünf Jahren wird
der effektiven Umsetzung der einschlä-
gigen Europäischen Rechtsvorschriften
das Hauptaugenmerk zukommen, vor
allem sollen rechtliche und administra-
tive Hürden überwunden werden sowie
Hindernisse aufgehoben werden, mit
denen das Recht auf Freizügigkeit im
Alltagsleben behindert wird. In diesem
Zusammenhang wird klar betont, dass
gegen den Missbrauch dieses Rechts
verstärkt vorgegangen wird.

42 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/10

FO
T

O
: B

M
I/A

R
C

H
IV

E U R O P Ä I S C H E  U N I O N

Das Stockholm Programm
Im Dezember 2009 wurde unter schwedischer EU-Ratspräsidentschaft das „Stockholm Programm“ 
beschlossen. Es soll die Weichen für die Justiz- und Innenpolitik der Jahre 2010 bis 2014 stellen. 

Frontex-Einsatz: Zur Bekämpfung der illegalen Migration soll die Rolle der EU-Grenzschutzagentur Frontex gestärkt werden.



2. Europa als Raum des Rechts und
der Justiz: Bereits 1999 erklärte der
Europäische Rat die Notwendigkeit ei-
ner verbesserten gegenseitigen Aner-
kennung von gerichtlichen Entschei-
dungen und Urteilen sowie die notwen-
dige Annäherung der Rechtsvorschrif-
ten, damit die Zusammenarbeit der
Behörden und der Schutz der Rechte
des Einzelnen erleichtert werden kann.
In weiterer Folge wurde im Haager
Programm festgehalten, dass die
Justizsysteme der Mitgliedstaaten unter
Wahrung der nationalen Rechtstraditio-
nen kohärent und effizient interagieren
sollten. Erklärte Priorität des Stock-
holm Programms ist es daher, durch
die für die Weiterentwicklung des
Grundsatzes der gegenseitigen Aner-
kennung notwendige Schaffung von
Mindestrechten und durch die Festle-
gung von Mindestvorschriften das ge-
genseitige Vertrauen in die Rechtssys-
teme der Mitgliedstaaten weiter zu
stärken. Dabei soll nicht nur das Be-
wusstsein für die den Bürgern zuste-
henden Rechte gestärkt werden, son-
dern auch der Zugang der Bürger zur
Justiz erleichtert.   

3. Ein Europa, das schützt: Unter
diesem Titel wurde von den Mitglied-
staaten beschlossen, dass der Bekämp-
fung der schweren und organisierten
Kriminalität, des Menschenhandels,
der sexuellen Ausbeutung von Kindern
auch jener der Cyberkriminalität, der
Wirtschaftskriminalität und Korruption
und des Drogenhandels weiterhin ver-
stärkte Aufmerksamkeit gewidmet
werden muss. 

Vor allem gilt es in den kommenden
Jahren, die Sicherheitslage in Europa
zu verbessern und drohenden Gefahren
rechtzeitig zu begegnen. Zur Verwirk-
lichung dieses Ziels wird im Laufe des
Jahres 2010 eine „Strategie der inneren
Sicherheit“ entwickelt werden. Mit die-
ser Strategie werden nicht nur Ziele
wie die Bekämpfung der organisierten
Kriminalität und des Terrorismus ver-
folgt, sondern sie wird ebenso auf die
Stärkung der Zusammenarbeit in den
Bereichen der Strafverfolgung, des
Grenzmanagements, des Katastrophen-
schutzes, des Katastrophenmanage-
ments sowie der justiziellen Zusam-
menarbeit in Strafsachen abzielen. 

Das Stockholm Programm beschäf-
tigt sich auch mit den Entwicklungen,
die in den vergangenen Jahren im Be-
reich des Informationsmanagements
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stattfanden. Es  entstand ein umfang-
reiches Instrumentarium im Hinblick
auf Sammlung, Verarbeitung und ge-
meinsame Nutzung von Informationen
zwischen den nationalen Behörden und
anderen europäischen Stellen. Es gilt
nun, dem Erfordernis der Kohärenz
und Konsolidierung bei der Entwick-
lung von Informationsmanagement und
-austausch zu entsprechen. 

Durch die Umsetzung der EU-Stra-
tegie für das Informationsmanagement
soll dieser Anspruch erfüllt werden.
Insbesondere sind dabei die Anforde-
rungen der Praxis, die Regelungen im
Datenschutzbereich, Leitgrundsätze für
eine Strategie des Datenaustausches
mit Drittstaaten, die Interoperabilität
von IT-Systemen und Rationalisie-
rungsmaßnahmen zu beachten. Da-
durch wird ein Vorgehen bei der Erhe-
bung und dem Austausch von Informa-
tionen und der Entwicklung von Infor-
mationstechnologien angestrebt. 

4. Zugang zu Europa in einer globa-
lisierten Welt: In einer ausgewogenen
Weise widmet sich das Stockholm Pro-
gramm dem rechtmäßigen Zugang zum
Hoheitsgebiet, jedoch stets unter dem
Aspekt der Aufrechterhaltung eines ho-
hen Maßes an Sicherheit. Die Bekämp-
fung der illegalen Migration und der
grenzüberschreitenden Kriminalität
sind dabei unerlässliche Faktoren. Der
Zugang von berechtigten Personen zu
Schutzsystemen sowie die verstärkten
Kontrollen an den Grenzen sind in ein
ausgewogenes Verhältnis zueinander
zu setzen. Dabei wird die Weiterent-
wicklung des integrierten Grenzmana-
gements und die damit zusammenhän-
gende Stärkung der Rolle der EU-
Grenzschutzagentur Frontex in den
Vordergrund gerückt. 

5. Ein Europa der Verantwortung,
der Solidarität und der Partnerschaft in
Migrations- und Asylfragen: Ein
Kernthema des Mehrjahresarbeitspro-
gramms ist die Migrationspolitik. Sie
gilt als eine der großen Herausforderun-
gen. Der zentrale Punkt ist, eine gut ge-
steuerte Migration zu erreichen, die für
alle Beteiligten einen Nutzen darstellt.
Daher haben sich die EU-Mitgliedstaa-
ten im Stockholm Programm auf eine
vorausschauende und umfassende Mi-
grationspolitik geeinigt. Bekräftigt wer-
den dabei insbesondere die fünf Ver-
pflichtungen, die bereits in dem unter
französischer Präsidentschaft angenom-

menen Europäischen Pakt für Migration
und Asyl hervorgehoben wurden:
Bekämpfung der illegalen Migration,
Gestaltung der legalen Migration, Stär-
kung und Wirksamkeit der Grenzkon-
trollen, Schaffung eines Europas des
Asyls sowie Aufbau einer umfassenden
Partnerschaft mit den Herkunfts- und
Transitländern.  

Im Mittelpunkt der Politik der kom-
menden fünf Jahre wird die Schaffung
eines einheitlichen Asylverfahrens und
eines einheitlichen Status für Personen
stehen, denen internationaler Schutz ge-
währt wird. Dabei soll neben der Wich-
tigkeit eines hohen Schutzstandards vor
allem durch faire Verfahren Missbrauch
verhindert werden. Bei der Umsetzung
dieses gemeinsamen Systems wird das
zu errichtende Europäische Unterstüt-
zungsbüro für Asylfragen ein wichtiges
Instrument darstellen und zur Verstär-
kung der praktischen Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten beitra-
gen.  

Neben einer nachhaltigen Bekämp-
fung der illegalen Migration, die auch
eine effektive Rückkehrpolitik beinhal-
ten soll, wird darüber hinaus das Thema
„Integration“, als ein dynamische Pro-
zess der in zwei Richtungen verläuft, in
den kommenden Jahren verstärkt in
Angriff genommen werden. Einerseits
sind Anstrengungen der Behörden auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebe-
ne zu unternehmen und andererseits ist
ein verstärktes Engagement der Auf-
nahmegesellschaft und der Einwanderer
gefordert. 

Die Weiterentwicklung der integra-
tionspolitischen Maßnahmen wird da-
her in den kommenden fünf Jahren in
den Vordergrund rücken und Struktu-
ren und Instrumente für den Austausch
von Wissen und die Koordinierung mit
anderen Politikbereichen wie Beschäf-
tigung, Bildung und sozialer Integrati-

on werden von zentraler Bedeutung
sein.  

6. Die Rolle Europas in der globali-
sierten Welt – die externe Dimension:
Organisierte Kriminalität, internationa-
ler Terrorismus, grenzüberschreitende
Massenkriminalität, Menschenhandel
und illegale Einwanderung haben ihre
Ursachen oft in Ländern außerhalb der
Europäischen Union. Die Vorsorge für
die innere Sicherheit endet für die Mit-
gliedsstaaten nicht an den Außengren-
zen der Union. 

Die Mitgliedstaaten haben die Be-
deutung der externen Dimensionen in
den Bereichen Freiheit, Sicherheit und
Recht unterstrichen und insbesondere
die Notwendigkeit hervorgehoben, die-
se Politikbereiche in die allgemeinen
Bereiche der Europäischen Union zu
integrieren. Eine verstärkte Zusam-
menarbeit mit Drittstaaten nach geo-
graphischen Gebieten und themati-
schen Schwerpunkten wird forciert
werden. 

Die Hauptaufgabe der europäischen
Innenpolitik in den kommenden fünf
Jahren wird darin bestehen, die Balan-
ce zwischen Sicherheit, Mobilität und
Privatsphäre zu wahren, die zunehmen-
den Aufgaben der inneren und äußeren
Sicherheit zu bewältigen und die Stel-
lung Europas in einer globalisierten
Welt auszugestalten sowie aufgrund
der Möglichkeiten der grenzenlosen
Nutzung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien diese auch
zweckgebunden einzusetzen und darü-
ber hinaus den Schutz der sensiblen
Daten nicht zu vernachlässigen.

Nächste Schritte. Die Kommission
wird in der ersten Jahreshälfte 2010 ei-
nen Vorschlag für den Aktionsplan
zum Stockholm Programm vorlegen.
Der nächste Schritt wird darin beste-
hen, für die ausgearbeiteten Prioritäten
und Ziele konkrete Maßnahmen zu de-
ren Umsetzung zu entwickeln. Im lau-
fenden Jahr werden die EU-Mitglied-
staaten den zum Stockholm Programm
gehörenden Aktionsplan verhandeln,
der neben der Frage des „Wie“ auch je-
ne des „Wann“ beinhalten wird; neben
der Umsetzung der Ziele und Prioritä-
ten, wird die Ausarbeitung eines ambi-
tionierten und klaren Zeitplans für die
Annahme und Durchführung der Maß-
nahmen im Vordergrund stehen. 

Bettina Baumgartner
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Asylverfahren im Bundesasylamt: Einer
der Schwerpunkte des Stockholm-Pro-
gramms ist die Schaffung eines einheit-
lichen Asylverfahrens innerhalb der EU.


